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§ 6
Beiträge

(1) 
1
Die Kommunen können zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, 

Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Einrichtungen Beiträge von 

den Grundstückseigentümern erheben, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 

öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet, soweit nicht 

privatrechtliche Entgelte erhoben werden. 
2
Zum Aufwand rechnen auch die Kosten, die 

einem Dritten, dessen sich die Kommune bedient, entstehen, soweit sie dem Dritten von der 

Kommune geschuldet werden.

(2) Beiträge können auch für den Grunderwerb, die Freilegung und für nutzbare Teile einer 

Einrichtung erhoben werden (Aufwandspaltung).

(3) 
1
Der Aufwand kann nach den tatsächlichen Aufwendungen oder nach Einheitssätzen 

ermittelt werden. 
2
Die Einheitssätze sind nach den Aufwendungen festzusetzen, die in der 

Kommune üblicherweise durchschnittlich für vergleichbare Einrichtungen aufgebracht werden 

müssen. 
3
Zum Aufwand rechnen auch die vom Personal der Kommune für Maßnahmen nach 

Absatz 1 Satz 1 zu erbringenden Werk- und Dienstleistungen. 
4
Der Aufwand umfasst auch 

den Wert, den die von der Kommune für die Einrichtungen bereitgestellten eigenen 

Grundstücke im Zeitpunkt der Bereitstellung haben. 
5
Bei leitungsgebundenen Einrichtungen 

kann der durchschnittliche Aufwand für die gesamte Einrichtung veranschlagt und zugrunde 

gelegt werden; werden Beiträge für Teileinrichtungen erhoben, so ist der hierfür 

erforderliche Aufwand zugrunde zu legen. 
6
Der Aufwand, der erforderlich ist, um das 

Grundstück eines Anschlussnehmers an Versorgungs- und Abwasseranlagen anzuschließen, 

kann in die Kosten der Einrichtungen einbezogen werden. 
7
Es ist aber auch zulässig, einen 

besonderen Beitrag zu erheben.

(4) Der Aufwand kann auch für Abschnitte einer Einrichtung, wenn diese selbständig in 

Anspruch genommen werden können, ermittelt werden.

(5) 
1
Die Beiträge sind nach den Vorteilen zu bemessen. 

2
Dabei können Gruppen von 

Beitragspflichtigen mit annähernd gleichen Vorteilen zusammengefasst werden. 
3
Wird eine 

Beitragssatzung für mehrere gleichartige Einrichtungen erlassen und kann der Beitragssatz 

für die einzelnen Einrichtungen in ihr nicht festgelegt werden, so genügt es, wenn in der 

Satzung die Maßnahmen, für die Beiträge erhoben werden, nach Art und Umfang bezeichnet 

werden und der umzulegende Teil der Gesamtkosten bestimmt wird. 
4
Wenn die 

Einrichtungen erfahrungsgemäß auch von der Allgemeinheit oder von der Kommune selbst in 

Anspruch genommen werden, bleibt bei der Ermittlung des Beitrages ein dem besonderen 

Vorteil der Allgemeinheit oder der Kommune entsprechender Teil des Aufwandes außer 

Ansatz. 
5
Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, 

zunächst zur Deckung dieses Betrages zu verwenden.
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(6) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme, in den 

Fällen des Absatzes 2 mit der Beendigung der Teilmaßnahme und in den Fällen des Absatzes 

4 mit der Beendigung des Abschnitts.

(7) 
1
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 

sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. 
2
Die Vorausleistung ist 

mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht 

beitragspflichtig ist. 
3
Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Bekanntgabe des 

Vorausleistungsbescheides noch nicht entstanden, so kann der Vorausleistende die 

Vorausleistung zurückverlangen, wenn die Einrichtung bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht 

benutzbar ist. 
4
Die Rückzahlungsschuld ist ab Erhebung der Vorausleistung für jeden vollen 

Monat mit 0,5 vom Hundert zu verzinsen. 
5
Die Satzung kann Bestimmungen über die 

Ablösung des Beitrages im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht treffen.

(8) 
1
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. 
2
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 

anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 
3
Ist das Grundstück mit 

einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen Gesetzbuch belastet, so ist der Inhaber dieses Rechts anstelle des Eigentümers 

beitragspflichtig. 
4
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- 

und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 

Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(9) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Fall des Absatzes 8 Satz 2 

auf dem Erbbaurecht, im Fall des Absatzes 8 Satz 3 auf dem dinglichen Nutzungsrecht und 

im Fall des Absatzes 8 Satz 4 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

(10) Die Vorausleistungs- und Beitragspflichtigen sind berechtigt, die Beitragskalkulation und 

die Aufwandsermittlung einzusehen.
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§ 6b
Ergänzende Bestimmungen für Beiträge für Verkehrsanlagen

(1) 
1
Für die Erhebung von Beiträgen für Verkehrsanlagen können die Kommunen durch 

Satzung bestimmen, dass der Bemessung der Beiträge nach Vorteilen nur ein Teil des 

gemäß § 6 Abs. 3 ermittelten Aufwandes zugrunde gelegt wird. 
2
Die Kommunen können in 

der Satzung auch regeln, dass Zuschüsse Dritter abweichend von § 6 Abs. 5 Satz 5 von dem 

nach § 6 Abs. 3 ermittelten Aufwand oder dem nach Satz 1 zugrunde gelegten Aufwand 

abgezogen werden, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat.

(2) Tiefenmäßige Begrenzungen sowie Eckgrundstücksvergünstigungen sind zulässig.

(3) 
1
Die Kommunen sollen die voraussichtlich Beitragspflichtigen möglichst frühzeitig unter 

Vorlage ihrer Planungen über die beabsichtigte Durchführung einer beitragsfähigen 

Maßnahme an einer Verkehrsanlage und über das Verfahren der Beitragserhebung 

einschließlich in Betracht kommender Billigkeitsmaßnahmen informieren. 
2
Die Kommunen 

teilen den voraussichtlich Beitragspflichtigen spätestens drei Monate vor Beginn einer 

beitragsfähigen Maßnahme an einer Verkehrsanlage die vorläufige Aufwandsermittlung für 

die Maßnahme, die voraussichtliche Höhe ihres künftigen Beitrags sowie die voraussichtliche 

Höhe ihrer künftigen Vorausleistung, sofern die Kommune eine solche verlangen will, mit.

(4) 
1
Die Kommune kann auf Antrag zulassen, dass der Beitrag für Verkehrsanlagen in Form 

einer Rente gezahlt wird. 
2
Der Antrag ist vor Fälligkeit des Beitrages zu stellen. 

3
Will die 

Kommune die Zahlung des Beitrages in Form einer Rente zulassen, so stellt sie durch 

Bescheid fest, dass der Beitrag in höchstens 20 Jahresleistungen zu entrichten ist. 
4
In dem 

Bescheid sind die Höhe der Jahresleistungen und der Zeitpunkt ihrer jeweiligen Fälligkeit zu 

bestimmen. 
5
Der jeweilige Restbetrag kann jährlich mit bis zu 3 Prozent über dem zu Beginn 

des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verzinst 

werden. 
6
Der Beitragspflichtige kann den jeweiligen Restbetrag jederzeit ohne weitere 

Zinsverpflichtung tilgen. 
7
Die Jahresleistungen sind wiederkehrende Leistungen im Sinne des 

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 

Zwangsverwaltung. 
8
Bei Veräußerung des Grundstücks oder des Erbbaurechts wird der 

Beitrag in voller Höhe des Restbetrags fällig. 
9
Die Sätze 1 bis 8 gelten für Vorausleistungen 

entsprechend. 
10
Die Befugnis, gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit den dort 

genannten Vorschriften der Abgabenordnung auch in weiteren Fällen Beiträge zu stunden, 

bleibt unberührt.
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§ 6c

Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen

(1) 1Die Gemeinden können zur Deckung des jährlichen Investitionsaufwandes für die
Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Verkehrsanlagen
wiederkehrende Beiträge von den Grundstückseigentümern erheben. 2Beitragspflichtig sind
diejenigen Grundstückseigentümer in einem nach Absatz 2 bestimmten Gemeindegebiet,
denen die Gesamtheit der Verkehrsanlagen die Zufahrt oder den Zugang zu ihren
Grundstücken ermöglicht. 3Für Investitionsaufwand, für den wiederkehrende Beiträge nach
Satz 1 erhoben werden, kann ein Beitrag nach § 6 in Verbindung mit § 6b nicht erhoben
werden.

(2) 1Die Gemeinde bestimmt durch Satzung unter Beachtung ihrer tatsächlichen örtlichen
Gegebenheiten die Gesamtheit der Verkehrsanlagen im Gemeindegebiet, die eine einheitliche
öffentliche Einrichtung bilden, für die wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 2Ist das
gesamte Gemeindegebiet ein zusammenhängendes Gebiet, so kann die Gemeinde durch
Satzung bestimmen, dass sämtliche Verkehrsanlagen im Gemeindegebiet eine einzige
einheitliche öffentliche Einrichtung bilden.

(3) Der Ermittlung des Beitragssatzes kann anstelle des tatsächlichen jährlichen
Investitionsaufwandes der Durchschnitt des im Zeitraum von bis zu fünf Jahren zu erwartenden
jährlichen Investitionsaufwandes zugrunde gelegt werden.

(4) Weicht nach Ablauf eines mehrjährigen Kalkulationszeitraums (Absatz 3) der tatsächliche
Investitionsaufwand von dem erwarteten Investitionsaufwand ab, so ist der Beitragssatz
nachträglich oder für den folgenden Kalkulationszeitraum so anzupassen, dass
Kostenüberdeckungen ausgeglichen und Kostenunterdeckungen abgebaut werden.

(5) 1Bei der Ermittlung des Beitragssatzes bleiben ein dem Vorteil der Allgemeinheit und ein
dem Vorteil der Gemeinde entsprechender Anteil des Investitionsaufwandes außer Ansatz. 2Die
Anteile nach Satz 1 betragen insgesamt mindestens 20 Prozent des jährlichen
Investitionsaufwandes. 3Die Kommunen können durch Satzung regeln, dass Zuschüsse Dritter
von dem nach Absatz 3 zugrunde gelegten jährlichen Investitionsaufwand abgezogen werden,
soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat. 4Trifft die Kommune keine Regelung
nach Satz 3, so gilt § 6 Abs. 5 Satz 5 entsprechend.

(6) 1Die Beitragsschuld entsteht jeweils mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr.
2Durch Satzung kann bestimmt werden, dass der Beitragspflichtige Vorauszahlungen auf den
Beitrag zu entrichten hat, den er für den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich
schulden wird. 3Durch Satzung ist zu bestimmen, wann die Vorauszahlungen fällig werden.

(7) 1Die Gemeinden können in der Satzung bestimmen, dass Grundstücke, für die in einem
bestimmten Zeitraum

Erschließungsbeiträge oder Ausbaubeiträge nach dem Baugesetzbuch (§§ 127, 154
BauGB) erhoben wurden,
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3.

4.

Beiträge nach § 6 in Verbindung mit § 6b erhoben wurden,

Kosten der erstmaligen Herstellung der Verkehrsanlage aufgrund eines Vertrages zu
entgelten waren oder

eine Ablösung nach § 6 Abs. 7 Satz 5 erfolgt ist,

bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages nicht berücksichtigt und deren
Grundstückseigentümer nicht beitragspflichtig werden. 2Der nach Satz 1 zu bestimmende
Zeitraum soll höchstens 20 Jahre seit der Entstehung des Beitragsanspruchs betragen; bei der
Bestimmung des Zeitraums sollen die übliche Nutzungsdauer der Verkehrsanlagen und der
Umfang der damaligen Belastung berücksichtigt werden.

(8) 1Werden für eine Verkehrsanlage Beiträge nach § 6 in Verbindung mit § 6b oder
Ablösungsentgelte (§ 6 Abs. 7 Satz 5) erhoben, nachdem für dieselbe Verkehrsanlage bereits
wiederkehrende Beiträge erhoben worden sind, so sind die geleisteten wiederkehrenden
Beiträge auf den nächsten nach § 6 in Verbindung mit § 6b zu leistenden Beitrag anzurechnen.
2Durch Satzung ist der Umfang der Anrechnung nach Satz 1 zu bestimmen; dabei ist die
voraussichtliche Nutzungsdauer der Verkehrsanlage nach Durchführung der beitragsfähigen
Maßnahme nach § 6 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 6b zu berücksichtigen. 3Wird nach dem
Zeitpunkt der Umstellung voraussichtlich bis zum Ablauf des 20. Jahres nach der ersten
Entstehung des wiederkehrenden Beitrages kein neuer Beitrag nach § 6b erhoben werden, so
kann die Gemeinde durch Satzung bestimmen, dass die wiederkehrenden Beiträge bis zum
Ablauf dieses Zeitraums weiter zu entrichten sind; Absatz 4 bleibt unberührt.

(9) Im Übrigen gilt § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 5 Sätze 1 und 2, Abs. 7 Sätze 2 bis 4 sowie
Abs. 8 bis 10 entsprechend.
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§ 111

Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

(1) Die Gemeinden erheben Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) Die Landkreise erheben Abgaben und Umlagen nach den gesetzlichen Vorschriften.

(3) 1Die Samtgemeinden erheben Gebühren und Beiträge nach den für Gemeinden geltenden
Vorschriften sowie von den Mitgliedsgemeinden eine Umlage (Samtgemeindeumlage) unter
entsprechender Anwendung der Vorschriften über die Kreisumlage. 2Die Hauptsatzung kann
bestimmen, dass die Samtgemeindeumlage je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl der
Mitgliedsgemeinden und nach den Bemessungsgrundlagen der Kreisumlage festgesetzt wird.

(4) Die Region Hannover erhebt Abgaben und eine Umlage unter entsprechender Anwendung
der für Landkreise geltenden Vorschriften, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(5) 1Die Gemeinden haben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel,

soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für die von ihnen erbrachten
Leistungen,

im Übrigen aus Steuern

zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht ausreichen. 2Satz 1 gilt für
Samtgemeinden, Landkreise und die Region Hannover entsprechend mit der Maßgabe, dass in
Nummer 2 anstelle der Steuern die Umlagen treten. 3Eine Rechtspflicht zur Erhebung von
Beiträgen für Verkehrsanlagen, wiederkehrenden Beiträgen für Verkehrsanlagen und Beiträgen
für öffentliche Spielplätze besteht nicht.

(6) 1Die Kommunen dürfen Kredite nur dann aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht
möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 2Einmalige und wiederkehrende Beiträge
für Verkehrsanlagen zählen nicht zu den anderen Finanzierungsmöglichkeiten.

(7) 1Die Landkreise und die Region Hannover können für ihre kreis- und regionsangehörigen
Kommunen mit Ausnahme der Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden Kredite (§ 120 Abs. 1
Satz 1) und Liquiditätskredite (§ 122) aufnehmen und bewirtschaften. 2Der Landkreis und die
kreisangehörige Kommune sowie die Region Hannover und die regionsangehörige Kommune
regeln die Aufnahme und Bewirtschaftung von nach Satz 1 aufgenommenen Krediten und
Liquiditätskrediten und die Verrechnung von Zinsen für die Kredite und Liquiditätskredite durch
öffentlich-rechtliche Vereinbarung.

(8) 1Die Kommunen dürfen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Spenden, Schenkungen und ähnliche
Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung
von Aufgaben beteiligen. 2Für die Einwerbung und die Entgegennahme des Angebots einer
Zuwendung ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte zuständig.
3Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung. 4Die Kommunen erstellen
jährlich einen Bericht, in dem die Zuwendungsgeber, die Zuwendungen und die
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*

Zuwendungszwecke anzugeben sind, und übersenden ihn der Kommunalaufsichtsbehörde.

Fußnoten

Verkündet als Artikel 1 des Gesetz zur Zusammenfassung und Modernisierung des
niedersächsischen Kommunalverfassungsrechts vom 17. Dezember 2010
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